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Textliche FestsetzungeQ gern. § 9 Abs.1 BauGB 
1. Art und Ma~ der baulichen N6tzung 

1 
Im Allgemeinem Wohngebiet sind zulässig "iohngebäude, ausnahmsweise können in geringem Umfang die 
der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, Anlagen für Verwal­
tungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportl. Zwecke zugelassen werden. 

In den. Gebieten ist eine Grundflächenzai gemäß § 19 BauNVO von 0.4 festgesetzt. 

2. Bauweise / 
Für die Allgemeinen Wohngebiete ist eine offene Bauweise festgesetzt, jedoch wird abweichend von 
§ 22 Abs. 2 BauNVO die maximale Ge6äudelänge auf 25 m beschränkt. 

3. Baugrenzen / 
Garagen und überdachte Stellplätze s~d nur imerhalb der Bau!fenzen sowie innerhalb der besonders tiertür 
gekennzeichneten Flächen zulässig. Vy.'rgenannte Anlagen müssen ZU ii'tentlichen Verkehrsflächen immer einen 
Grenzabstand von mindestens 50 cm einhalten. Dieser Abstandsstreien O;t mit Hecken oder Stauden zu 
bepflanzen. / 

Tiefgar~gen dürfen auch außer\ialb der festgesetzten Baugrenzen errichtet werden, vorhandene und 
anzupflanzende Bäume dürfen pabei nicht beeinträchtigt werden. · 

4. Öffentliche Verke~/sflächen. Sichtdreiecke 
Entlang der Kreisstraße 2 O:nd Bereiche ohne Ein- urid Ausfahrt festgesetzt, in denen die ' 
anliegenden Grundstücke 1ht von der Kreisstraße erschlossen werden können. 

In der Verkehrstläche besonderer Zweckbestimmung ist die Nutzung als unbefestigter Feldweg, als 
Verkehrsgrüntläche sowje als ausgebaute Straße zulässig. 

Der Bereich der SichtdCjJ.ie.cke ist von jeglichen Sichtbehinderungen von 0.70 m bis 220 m über 
Straßenniveau freizuhalten 

'ii. Gestaltung di r privaten Stellplatzanlagen 
Private Pkw-Stellplatzanlagen gern. § 47 BauO NW mit mehr als fünf Stellpl<ltzen sind mit mindenslens einem 
großkronigen. hochstämmigen Laubbaum je angefangene sechs Stellplätze gleichmäßig zu bepflanzen. 

./ 
6. Versorgu~gsanlagen 
Bauliche Anlagen für die Elektrizitätsversorgung dürfen innerhalb der ausgewiesenen Flächen und 
ohne Grenzabst1and gern. BauONW errichtet werden. 

7. Gestalt}~ng der Grünflächen und Pflanzgebote 
Innerhalb der 1teslgesetzlen Grii'lflächen sind EinfrMedungen an Grundstücksgrenzen zuläss~. 
In der Grünfläche ·spielplatz" srn eil Bolzplatz, Spielgeräte und -häuser zulässi~ Oie Randbereiche sind mit extensiv 
unterhalten~fi Rasen und ObstMumen zu bepflanzen. 

1 
Oie Flächen' mit Pflanzgebot ·Feldhecke" sind volltläch~ mindestens dreirellig mit einheinischen, standortgerechten Hecken. 
Büschen u11d Bäumen zu bet:llanzen und zu unterhalten. Je angefangene 60 qm Grünfläche ist nindestens ein entsprechender 
LaLllbaum. zu pflanzen 

.1 
1 

Oie Pflanzgebote für Einzelbäume entlang der Wohnstraßen sind durch hochstämmige, einheimische Laubbäume 
zu ertüllen. Es wird die Pflanzung von Birnbäumen empfohlen. 

I - ------
Die P/l<fnzgeoote für Einzelbdume in den öffentlichen Verkehrsflächen entlang der Kreisstraße 2 CRadwegl 
sindj mit Obs tbäumen zu erfüllen. 

Anpflanzungen gemaß obenstehender Pflanzgebote sind bei Abgang, Krankheit oder Schaden gleichwertig 
zu1 ersetzen. 

8. lmmisionsschutzanlagen 
1 

1Entlang der Bundesslraße 475 ist eine Fläche für eine Immissionsschu tzanlage in Form eines ca. 2,00m 
hohen Walles, mit Hecken, Büschen und ähnlichem als Wallhecke bepflanzt. festgesetzt. 

/ In der Fläche sind zusätzliche Einfriedungen und Abschirmungen zulässig. 

Textliche Festsetzungen gern. § 9 Abs. 4 i. V. § 86 Bauü NW 
1. Gestaltung der Dächer 
Bauliche Anlagen mit einer Grundfläche von über 30 qm sind nur mit geneigten Dachflächen zulässig. 
Oie Dachneigung muß mindestens 30° und höchstens so· betragen. 
Gene~le Dächer sind mit Dachpfannen CDachsleilen, Dachziegeln!, Schiefer oder Schndeln enzudecken. Be!fünte 
Dachflächen, Solarkollektoren sowie photovollarische Elemente sind zulässig. Dachflächen mit einer Neigung von 
o· bis 25° Cz B Flachdächer auf Garagen! sind vollflächig mit Pflanzen zu begrünen, Dachterrassen und 
Glasflächen bleiben davon ausgenommen. 

2. Gestaltung der Gebäudehöhen 
Oie Traufhöhen Cgemessen Oberkante Erdgeschoß-Fußboden im Eingangsbereich bis Unterkante Fußpfeltel 
dürfen maximal 4.00 m betragen. Die Oberkante des Erdgeschoßfußbodens darf im Eingangsbereich max. 50 cm 
über der fertigen Erschließungsslraße liegen. 

3. Gestaltung der Fassaden 
Für die Außenwandflächen der Gebäude sind folgende Materialien zulässig, Verblend- bzw. Sichtmauerwerk. 
Putz und Holz. Für Teilf lächen Cmax. 20% je Gebäude! dürfen andere Materialien verwendet werden. 
Großformatige Blech-, Well- und Kunststoffplatten dürfen jedoch nicht verwendet werden. 
Geschlossene Garagen sind in Material und Farbe wie die zugehörigen Hauptgebäude zu gestal ten. 

4. Gestaltung der Einfriedung 
Feste Einfriedungen an öltentlichen Verkehrswegen dürfen maximal 0,80 m über fertiger Erschließungsstraße 
hoch sein, pflanzliche Einfriedungen dürfen dieses Maß überschreiten, aber nicht die Verkehrssicherheit 
gefälTden -· , 

" 

Hinweise 
1. Bodendenkmale 
1 Erste Erdbewegungen sind 14 Tage vor Begrnn dem Amt für BodendenkmalJilege. Bröderichweg 35, 48159 Münster 
schrüllich nitzuleilen. 
2. Dem Weslf. Museum fii' Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege net. 025112105-2521 oder der Gemeinde als Untere 
Denkmalbehörde sind Bodendenkmäler Ckullurgeschichlliche Bodenfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit! unverzüglich zu melden Ihre Lage in Gelände darf nicht verändert werden 1§§ 15 und 
16 DSchGI. 
3. Dem Ami für Bodendenkmalpflege oder seinen Beatilraglen ist das Betreten der betroffenen Grundstücke zu gestatten, 
um ggf. archäologische Untersuchungen durchführen zu können 1§ 19 DSchG NRW!. O~ dafür benötigten Flächen sild für 
die Dauer der Untersuchungen freizuhalten. 

2. Verkehrsflächen 
In den. öltentlichen Verkehrsflächen sind die Gehweg- und Fahrflächen niveaugle1ch als Wohnstraßen auszubilden. 
Die Flachen für Geh- und Radwege sollen mit begleitendem Verkehrsgrün ausgebildet werden. 

3. Belastete Flächen 
Im Bereich der Kennzeichnung ist ein gesprengtes Fundament aus Stahlbeton in ca. 1,50 m Tiefe vorhanden. 
Oie Trümmer sind geprüft frei von Munit ionsresten oder Kontaminationen. 
Bei nahgelegenen Ausschachtungen und Gründungen ist die Anlage zu berücksichtigen. 

4. Kanalisation 
Oie der Erstellung oder wesentlichen Änderung von Kanalisationsnetzen für die öltentliche Abwasserbeseitigung 
zugrundeliegende Planung bedarf einer Genehmigung gern. § 58 L WG. Beim Bau und Betrieb von Anlagen für die 
öffentliche Wasserversorgung sind die §§ 48 L WG und 40 BauO NW zu beachten. 

S. Fernmeldewesen 
Dem Fernmeldeamt Münster ist der Beginn der Straßenbauarbeiten jeweils 6 Monate vorher schrfäich anzu­
kündigen, um entsprechende Vorbereitungen zu ermöglichen. Die Durchführung von Unterhaltungsarbeiten an 
den Fernmeldeanlagen darf nicht beeinträchtigt werden 

6. Regenwasserversickerung 
Aufgrund der örtlichen Bodenverhältnisse ist eine Versickerung des Regenwassers nur eingeschränkt möglich. 
Der Boden unterhalb der 45 - 55 cm starken Mutterbodenschchl ist nach DIN 18300 weitgetm:t der Bodenklasse 4 und 
zum geringen Teil der Bodenklasse 3 zuzuordnen. 

7. Gestaltung der Verkehrsfläche an der Kreisstra$e 2 
In der öffentlichen Verkehrsfläche entlang der Kreisstraße ist ein Radweg (zum Teil vorhanden! mit einer 
seitlichen Regenwassermulde sowie eine unterirdische Hauptschmutzwasserleilung vorgesehen. 

8. Gestal tung der privaten Gartenflächen 
Oie privaten Gartenflächen sind möglichst naturnah und slruklurreich zu bepflanzen, hierbei soll mindestens 30 % 
der Gartenfläche durch Wiese Cbis 3-malige Mahd/ JalTI, Hecken aus Laubgehilzen Cohne Formschnitfl und 
einheim~chen LaubMumen überdeckt sein risbesondere neben den Pflanzgebolen "Feldhecke· ist ein nindeslens 2 m 
breiter, ruderaler Grasstreifen CKraulsauml zu belassen 

TIMM-OSTENDORF Bebauungsplan im Ma$stab 1:1.000 
N FREIE ARCHITEK TEN Stand 19. August 1997 

UND STADTPLANER 0 
RHEINER STR. 46 w 
POSTFACH 1124 
48269 EMSDETTEN s 50 m 
TEL02572- 952152 

+ 
.. 

5183100 + 

12 

+ 

578IIOO + 

+ 

1181800 + 

' 

J 

+ 

1 

1 

+ 

1 +r 
) 

1 

+ 

13 
66.105 qm 

Fl. 44 

11 

l405600 

11 

+ 
58 
10561 qm 

+ 

387 

0 4Tl 

tj 

0,· 426 

427 

428 

3405600 

--------·-

310 

503 

504 

419 
751 

430 

459 

5783100 

578IIOO 

5181800 

1 

1 

l 
[ 

· 1 

. , 
1 

1 

Festsetzungen im Bebauungsplan gern. § 9 BauGB Ptanzeichenert<lUterung 

Art der baulichen Nutzung 

~ Allgemeines Wohngebiet mit Nutzungseinschränkungen 
siehe Textliche Festsetzungen 

Ma~ der baulichen Nutzung 
IGRZ 0,4 j Grundflächenzahl, z B 0,4 

[J!J Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß 

Bauweise. Baulinien. Baugrenzen. überbaubare Flächen 

~ Offene Bauweise, max. Gebäudelänge 25 m 
siete Textliche Festsetzungen 

~, Baugrenze 

~ Überbaubare Fläche für Garagen, überdachte Stellplätze, sieh~ Textliche Festsetzungen 

Verkehrsflächen 

E2lli] 
~ 
Ll::J 

E::l 

Straßenbegrenzungslinie 
Öffentliche Slr~enverkehrsfläche 

Öffentliche Verkehrsll:ichen einschließlich 
wegbegleilender, öffentlicher Grüntlächen 

Öffentliche Verkehrsfl:iche besonderer Zweckbestimmung 
siete Textliche Festsetzungen 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

Versorgungsanlagen 

~ Fläche li:r Elektrizitätsversorgung, 
Trafost ation 

1-o-oj Hauptversorgungsleitung, unterirdisch 

Grünflächen 

[(.'.''i/SJ Grünfläche 

~ Private Nutzung 

Pflanz-und Erhaltungsgebote 

Öffentlicher Spielplatz 

CJ 
[BJ 

Fläche zum naturnahen Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
siehe Textliche Festsetzungen 

Pflanzgebot für einteimische, hochstämmige Laubbäume 
siehe Textliche Festsetzungen 

Sonstige Planzeichen 
Grenze des Bebauungsplanes 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 

Belastete Fläche, Stahlbetontrümmer eines Fundamentes 

Immissionsschutzanlage, Wall 
siehe Textliche Festsetzungen 

Sichtdreiecke an der Kreisstraße 2 

Leitungsrecht zugunsten 
der Versorgungsträger 

treizlilallen von Sichtbehinderungen, s. T exlliche Festsetzungen 

Bestandsdarstellungen, Kennzeichnungen, übernahmen, Vorschläge 
[5J Vorhandene Wohngebäude G=:J Koordinaten.kreuze. Abstand 100 m 

~ Vorhandene Wirtschaftsgebäude, Garagen ~ 
~ ~ 

Vorgeschlagene Baugrundstücksgrenzen 

~ Flurgrenze Vorgeschlagene GrundslücksgröBe 

~ vorh Flurslücksgrenze. Flurstücksnummer ~ Grenzen anderer Bebauungspläne 

1 7oo; "" 1 vorh. Flurstücksgröße 

Rechtsgrundlagen in der Jewens zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung 

1. Baugesetzbuch vom 08.12.1986 IBGBl. S. 22531. zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.07.1996 IBGll. 1 S. 11891. 

2 Baunutzungsverordnung vom 23.011990 (ßGBl 1 S. 132!. zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 \BGB! 1 S. 4661. 

3. LandesbauordflUlJ NW vom 07.03.1995 CGV NW S. 2181. 

4. Planzeichenverll'llUlg 1990 vom 18.12.1990 \BGB!. 1 S. 581. 

5. Gemeindeverordnung NW 11 der Neufassung vom 14.07.1994 CGV NW S . 666 / SGV NW 2033! 

Verfahrensvermerke 
1. Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat am 

Bebauungsplanes durchzuführen. 
Saerbeck. den Ot. .OS. AS.9':1-

Jdjf:..~-,,,< 
\Bürgermeister! 

2. Dieser Plan einschließl~h Begründun 
vom .A.S.0' . .1.9.SJ: bis einschlie · 

\Bi:rgermeislerl 

2.!t.fl.lt.A..9% gern. BauGB § 2 C41 beschlossen. die Aufstellung dieses 

CRals gliedl 

;tk h /lA'<--' 
CRalsnilgliedl 

4. Zu diesem Bebauungsplan wurde gern. BauGB § 11 keine Verletzung gellend gemacht. 
CSiehe Verfügung vom ··--·--------„·----· 1 
Münster, den 

CRegierungspräsident • im Auftrag! 

5. Oie Durchführung des Anzeigeverfahrens I Der Satzungsbeschluß für diesen Bebauungsplan wurde gern. BauGB § 12 
am „.„.-.„· ·-·-·-.„„_ ... ortsüblich amtlich bekanntgemacht. 
Hierlht ist dieser Bebauungsp.an rechtsverbindlich geworden. 
Saerbeck. den 

<Gemeindedireklll'I 

Gemeinde saerbeck Bebauungsplan Nr. 21 
nHembergener Straßen 


